Dritter Prozesstag um Schleswiger Autobahnabseilaktion am 05.01.

Am 05.01. beginnt um 9:00 im Amtsgericht Schleswig der möglicherweise letzte Verhandlungstag im Prozess um eine Autobahnabseilaktion im November 2020. Hintergrund dieser war die Räumung und Rodung des Dannenröder Forsts für den Ausbau der A49. Die aus der Zeit gefallenen Baupläne und das besonders gewaltvolle Vorgehen der Einsatzkräfte hatten die Öffentlichkeit schockiert. 

Am zweiten Prozesstag am 21. Dezember haben die Angeklagten die Gründe für ihren Handlungsbedarf in über 50 Beweisanträgen dargestellt. Diese reichen von den Gefahren durch Luftverschmutzung, Feinstaub und Unfällen über Flächenversiegelung, Lärm, CO2-Emissionen und deren fehlende Einsparung im Verkehrssektor bis zum Einfluss der Autokonzerne auf die Politik. Bestätigt durch Wissenschaft, Vereinte Nationen und Bundesministerien. Ebenso brachten sie Anträge und Stellungnahmen zum Fehlen des Anklagegrundes Nötigung ein, welches von ihnen rechtlich schlüssig argumentiert wurde: Vom Fehlen eines Nötigungsopfers über das Fehlen einer für den Tatbestand notwendigen physischen Barriere, was auch durch Zeug*innenaussagen der Polizei bestätigt wurde. Leider war auch dieser Tag von  einem erbitterten Kampf um Angeklagtenrechte geprägt.

Die Angeklagten werden sich auch dieses Mal nicht nur auf rechtlicher Ebene gegen die Klage der Staatsanwaltschaft verteidigen, sondern in diesem Rahmen die Notwendigkeit einer Verkehrswende darlegen. Das ist ein wichtiger Teil eines solchen Prozesses und notwendig, um den Aspekt der Verwerflichkeit der vorgeworfenen Nötigung zu untersuchen.  "Wir beantragen nicht zum Spaß festzustellen, dass es täglich etwa 9 Tote bei Straßenverkehrsunfällen in Deutschland gibt, sondern weil wir zeigen wollen, dass nicht wir hier das Problem sind, sondern der motorisierte Individualverkehr" erklärt Jo, eine*r der Angeklagten die Strategie, "Es ist nicht verwerflich, sich an einer Autobahnbrücke abzuseilen, sondern es ist verwerflich, weiter die Autoindustrie zu fördern."

Die Umsetzung der Verteidigung hatte sich an vergangenen Tagen jedoch als schwierig herausgestellt: die Richterin fiel wiederholt durch Unterbrechungen, Unterbindungen von Verfahrensbeteiligung der Verteidigung und Ausschluss der Öffentlichkeit auf. Dieser abweisende Umgang mit den vier Beschuldigten hatte an den beiden vergangenen Prozesstagen bereits für sichtlichen Unmut sowohl bei Prozessbeteiligten, als auch bei einigen Zuschauer*innen gesorgt. Für Letztere mögen auch die völlig unverhältnissmäßigen Sicherheitsvorkehrungen des Gerichts abschreckend wirken: hohes Polizeiaufgebot, Kopien von Ausweisen und Einlasskontrollen mit Abtasten am ganzen Körper.

"Hier und in den kommenden Tagen in Lützerath: Es ist wichtig, sich gegen die Ausbeutung von Natur und Ressourcen zu wehren. Wir wenden uns gegen Braunkohleabbau und für eine Verkehrswende - weil wir auf diesem Planeten noch eine Weile leben wollen!", bekräftigt Frauke noch einmal die Handlungsnotwendigkeiten, die unabhängig von Gerichtsurteilen bestehen. Insofern sehen die Angeklagten auch einem Urteil gelassen entgegen.

Pressemitteilung zur Aktion damals: https://tkkg.noblogs.org/post/2020/11/27/abseilaktionen-von-autobahnbruecken-in-ganz-deutschland/
Bericht 1. Verhandlungstag: https://autofrei.noblogs.org/post/2022/12/15/prozess-zur-autobahnabseilaktion-weitgehend-ohne-rechte-fuer-angeklagte-und-zuschauerinnen/
Bericht 2. Verhandlungstag: https://autofrei.noblogs.org/post/2022/12/29/prozess-in-schleswig-viele-antraege-und-eine-zeugin-im-hochseilgarten/
Kontakt für Rückfragen: Irene 0152 19309101

